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Senatsverwaltung für Integration,
Arbeit und Soziales

 Herrn Abgeordneten Prof. Dr. Martin Pätzold (CDU)

über
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin

über Senatskanzlei – G Sen –

Antwort
auf die Schriftliche Anfrage Nr. 19/10548
vom 10. Januar 2022
über
Zahl der Aufstocker (ergänzend zum Arbeitslosengeld I) verringern: Gute Arbeit
stärken.
_____________________________________________________________________

Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt:

Vorbemerkung der Verwaltung: Die Schriftliche Anfrage betrifft zum Teil Sachverhalte,
die der Senat nicht aus eigener Zuständigkeit und Kenntnis beantworten kann. Im Sinne
einer sachgerechten Antwort hat er die Regionaldirektion Berlin-Brandenburg der
Bundesagentur für Arbeit um Stellungnahme gebeten, die bei der nachfolgenden
Beantwortung berücksichtigt ist.

1. Wie hat sich die Zahl der Aufstocker (ergänzend zum Arbeitslosengeld I) seit 2016 in Berlin
entwickelt? (Bitte einzeln nach Bezirken auflisten.)

Zu 1.: Aufstockerinnen und Aufstocker sind Personen, die am statistischen Stichtag
gleichzeitig Arbeitslosengeld nach dem SGB III und Arbeitslosengeld II nach dem SGB
II beziehen. Es werden auch Personen als Aufstockerinnen und Aufstocker gezählt,
deren Arbeitslosengeldbezug noch im laufenden Monat endet. Der Senat hat zur
Beantwortung der Schriftlichen Anfrage zu 1. von der Regionaldirektion Berlin-
Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit folgende Übersicht der Statistik der
Bundesagentur für Arbeit erhalten:
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2. Nach welchen Berufen / Tätigkeiten gliedern sich diejenigen in Berlin, die aufstockende
Leistungen ergänzend zum Arbeitslosengeld I bekommen?

Zu 2.: Aufstockerinnen und Aufstocker werden gemäß der Weisungslage der
Bundesagentur für Arbeit vermittlerisch im Rechtskreis SGB III und damit in der
fachlichen Zuständigkeit der Agenturen für Arbeit betreut (siehe „Erläuterungen zur
Weisung 201912003 vom 03.12.2019 im Hinblick auf Zuständigkeiten bei Aufstockern“ der
Bundesagentur für Arbeit). Der Senat hat von der Regionaldirektion Berlin-
Brandenburg der Bundesagentur für Arbeit in Bezug auf die Schriftliche Anfrage zu 2.
die Auskunft erhalten, dass eine statistische Datenlage hierzu nicht vorhanden und
nicht abbildbar ist.

3. Welche politischen Maßnahmen hat das Land Berlin bereits unternommen bzw. plant der Berliner
Senat, die Zahl der Aufstocker zu verringern?

Zu 3.: Aufstockerinnen und Aufstocker sind Personen, die einen Anspruch auf
Arbeitslosengeld I aufgrund vorheriger und beendeter versicherungspflichtiger
Beschäftigung (oder im Rahmen von Selbständigkeit: freiwilliger Versicherung)
erwirtschaftet haben, dieser jedoch nicht ausreicht, um den nach dem SGB II
ermittelten Bedarf an Grundsicherung zu decken und die daher aufstockend auch
Leistungen nach dem SGB II beziehen. Gründe hierfür liegen somit vorrangig an der
Beendigung der Beschäftigung und zu niedriger Entlohnung der Arbeit. In Umsetzung
der Richtlinien der Regierungspolitik setzt sich der Senat gegen prekäre Beschäftigung
und für gute Arbeit mit sozialer Sicherheit, einer hohen Tarifbindung und einer
gerechten und auskömmlichen Entlohnung ein.



3

Das Projekt „Joboption Berlin“ wird fortgeführt und weiterentwickelt. Mit dem
Landesmindestlohn, der deutlich über dem Bundesmindestlohn liegt, wird überall dort,
wo finanzielle Beteiligung des Landes Berlin oder Einwirkungsmöglichkeiten bestehen,
ein deutliches Zeichen für bessere Entlohnung gesetzt. Unter dem Aspekt der
Sicherung des Erhalts von Beschäftigung sind sachgrundlose Befristungen im
Verantwortungsbereich des Landes weiter ausgeschlossen. Der Senat setzt sich auch
im Bund dafür ein, sachgrundlose Befristungen abzuschaffen und
missbrauchsanfällige Befristungsgründe sowie den Missbrauch bei
Kettenbefristungen einzudämmen. Der Senat wird eine Bundesratsinitiative zur
gesetzlichen Erleichterung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tarifverträgen
auf den Weg bringen.

Berlin, den 26. Januar 2022

In Vertretung

Alexander F i s c h e r

Senatsverwaltung  für Integration,
Arbeit und Soziales


